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Den Datenschutz ernst nehmen
Der Verwaltungsrat riskiert viel, wenn er sich das nötige Datenschutzwissen nicht selber aneignet, sondern delegiert. Von Arlette Pfister

Hat ein Unternehmen
datenschutzrechtliche Pflichten
verletzt, müssenAktionäre und
Gläubiger den entstandenen
Schaden nicht einfach
hinnehmen. Sie können allenfalls
den Verwaltungsrat dafür
persönlich haftbar machen.

Seit einem Jahr ist in der Europäischen
Union (EU) die Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO) in Kraft. Diese hat
auch Auswirkungen auf Schweizer
Unternehmen, etwa wenn sie Personen
mit Wohnsitz in der EU im Internet
Waren oder Dienstleistungen anbieten,
deren Internetaktivitäten durch soge-
nanntes Web-Tracking beobachten oder
im Auftrag eines europäischen Unter-
nehmens personenbezogene Daten be-
arbeiten. Bei Nichteinhaltung der EU-
Datenschutzregeln drohen sehr hohe
Bussen.Darüber wurde im vergangenen
Jahr in den Medien viel berichtet.

Zahlreiche Unternehmen in der
Schweizmüssen odermüssten sich daher
mit den neuen EU-Datenschutzvor-
schriften auseinandersetzen. Allenfalls
müssten sie ihre AGB beziehungsweise
Datenschutzerklärungenüberprüfenund
entsprechend anpassen, um unter ande-
remdenzwingenden Informationspflich-
ten im Zusammenhang mit der Bearbei-
tung von personenbezogenen Daten
nachzukommen. Viele Unternehmen
haben dies jedoch noch nicht oder nicht
genügendgetan.InMedienberichten liest

man deshalb nun über erfolgte Abmah-
nungen und tatsächlich verhängte Bus-
senwegenVerstössengegendieDSGVO.
Bei denBetroffenenhandelt es sichnicht
bloss um die «ganz grossen Fische» wie
Google oder Facebook, sondern ver-
mehrt auch um kleinere Unternehmen.
Abgemahnt oder gebüsst wurden sie
etwa wegen ungenügender Datensicher-
heit,Einholungvonnicht rechtsgenügen-
den Einwilligungen oder ungenügender
Information bei der Datenverarbeitung.
Diese Mitteilungen geben Anlass zur
Frage, wer die hohen Bussen, die einem
Schweizer Unternehmen auferlegt wer-
den können, letztlich zu tragen hat.Müs-
sendieAktionäredendaraus resultieren-
den Minderwert des Unternehmens ein-
fach hinnehmen? Oder die Gläubiger
ihre unbezahlten Forderungen,wenn das
Unternehmen die Busse nicht verkraftet
und kollabiert?

Doch nicht nur Verstösse gegen die
EU-Datenschutzregeln führen zu Sank-
tionen. Auch unter den geltenden
Schweizer Datenschutzregeln und dem

Entwurf des neuenDatenschutzgesetzes
können Verstösse mit Bussen sanktio-
niert werden. Die maximale Höhe der
Busse unter dem Entwurf beträgt aller-
dings höchstens 250 000 Franken und ist
demnach wesentlich tiefer als unter der
DSGVO. Bei einer nicht datenschutz-
konformen Datenbearbeitung kann die
betroffene Person den ihr entstandenen
Schaden sowohl unter EU-Datenschutz-
regeln als auch unter Schweizer Daten-
schutzrecht geltend machen. SolcheAn-
sprüche treten neben die von den Auf-
sichtsbehörden auferlegten Bussen.

Unübertragbare Aufgabe

Das Bussenregime unter der DSGVO
weicht allerdings von jenem unter dem
Entwurf des Datenschutzgesetzes ab:
Während unter der DSGVO die Bussen
gegen die Unternehmen (juristische Per-
son) verhängt werden und die gegen die
DSGVOverstossendenMitarbeiter oder
Verwaltungsräte selber nicht direkt der
Busse unterliegen, sieht der Entwurf des

neuen Datenschutzgesetzes primär eine
direkte Büssung der handelnden Perso-
nen vor, insbesondere der leitenden
Organe (Verwaltungsrat). Lediglich bei
leichten Verstössen mit angedrohter
Busse vonmaximal 50 000 Franken kann
das Unternehmen zur Bezahlung der
Busse verurteilt werden.Hingegen dürf-
ten sich Schadenersatzansprüche auf-
grund unrechtmässiger Datenverarbei-
tung sowohl unter der DSGVO als auch
dem Entwurf primär gegen das Unter-
nehmen richten.

Für einen bei einer Schweizer
Aktiengesellschaft eingetretenen Scha-
den kann der Verwaltungsrat persön-
lich haftbar werden, wenn er seinen
Pflichten absichtlich oder fahrlässig
nicht nachkommt. Der Verwaltungsrat
hat die unübertragbare und unentzieh-
bare Aufgabe zur Oberleitung der Ge-
sellschaft, zur Festlegung der Organisa-
tion sowie zur Oberaufsicht der Ge-
schäftsführung. Im Bereich Datenschutz
ist er daher unter anderem für die
Sicherstellung und Überwachung der

Einhaltung der datenschutzrechtlichen
Vorschriften, insbesondere die daten-
schutzkonforme Datenbearbeitung und
die Garantie der Datensicherheit, zu-
ständig.Die datenschutzrechtlichenVor-
schriften stellen eine äusserst hohe An-
forderung an Unternehmensstruktur
und Organisation. Allein mit der Ein-
setzung eines Datenschutzbeauftragten
ist der Verwaltungsrat seinen Pflichten
längst nicht nachgekommen. Das Erfül-
len der datenschutzrechtlichen Pflich-
ten (wie etwa Auskunftserteilung,
Datensicherheit oder Meldepflichten
beiVerstössen) erfordert unter anderem
die Schaffung neuer Positionen und die
Definition von Zuständigkeiten und
Prozessen sowie deren laufende Über-
prüfung und Überwachung.

Sich Fachwissen aneignen

Umeine persönlicheHaftung zu vermei-
den,muss sich derVerwaltungsrat daher
zwangsläufig selber mit der Daten-
schutz- und IT-Situation in seinem
Unternehmen auseinandersetzen, sich
Kenntnis über die anwendbaren daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen und
die IT aneignen oder sich von Fach-
personen beraten lassen.Auch wenn die
DSGVO in erster Linie dem Unterneh-
men die Busse und die Schadenersatz-
zahlung auferlegt – der Verwaltungsrat
kann, wenn er seine Pflichten und Auf-
gaben hinsichtlich des Datenschutzes
vernachlässigt hat, aufgrund der aktien-
rechtlichen Verantwortlichkeit von den
Aktionären und im Konkurs auch von
den Gläubigern für die Bussen und die
Schadenersatzzahlungen, die das Unter-
nehmen zahlen musste, persönlich haft-
bar gemacht werden.

Die seit Inkrafttreten der DSGVO
verhängten Bussen zeigen, dass es ge-
fährlich ist, das Thema Datenschutz im
Unternehmen zu ignorieren oder
etwaige Datenschutzverletzungen ein-
fach unter den Teppich zu wischen. Dies
ist nicht nur für das Unternehmen, son-
dern auch für denVerwaltungsrat selber
eine riskante Strategie. Denn mit In-
krafttreten des revidierten Datenschutz-
gesetzes in der Schweiz werden Ver-
stösse auch ausserhalb desAnwendungs-
bereichs der DSGVO strenger und häu-
figer sanktioniert werden.
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Allein mit der Einsetzung eines Datenschutzbeauftragten hat der Verwaltungsrat seine Pflichten noch nicht erfüllt. IMAGO
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